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A Rechtsgrundlagen des Bebauungsplans 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 394) 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 176) 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanzV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 
1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBl. I S. 1802) 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – 
BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 48 des Geset-
zes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. I S. 323) 

Hessisches Gesetz zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft (Hessisches 
Naturschutzgesetz – HeNatG) vom 25. Mai 2023 (GVBl. S. 379), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 10. Oktober 2024 (GVBl. 2024 Nr. 57) 

B Rechtsgrundlagen der Satzung über bauordnungsrechtliche 
Festsetzungen 

Verordnung über die Aufnahme von auf Landesrechten beruhenden Regelungen in dem 
Bebauungsplan vom 28. Januar 1977 

Hessische Bauordnung (HBO) in der Fassung vom 28. Mai 2018 (GVBl. S. 198), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juli 2024 (GVBl. 2024 Nr. 32) 

Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. März 
2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Februar 2023 
(GVBl. S. 90, 93) 
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C Planungsrechtliche Festsetzungen 

(gem. § 9 (1) Nr.1. BauGB) 

1 Art der baulichen Nutzung 

1.1 Sonstige Sondergebiete SO 

(gem. § 11 BauNVO) 

Als Zweckbestimmung und Art der Nutzung wird festgesetzt: 

• Photovoltaik-Freiflächenanlage 

Zulässig sind die Errichtung sowie der Betrieb von Photovoltaikfreiflächenanlagen in Form von 
Modultischen mit Solarmodulen als stationäre Anlagen. 

Weiterhin zulässig sind Nebenanlagen, sofern sie für die betrieblichen Zwecke erforderlich 
sind sowie Batteriespeicher, die der Freiflächenphotovoltaikanlage dienen und dieser unterge-
ordnet sind. Die vorgesehene Leistung der Batteriespeicher (MW) darf die Spitzenleistung der 
Freiflächen-Photovoltaikanlage (MWp) nicht überschreiten. Die Batteriespeicher dürfen nur 
automatisierte Löscheinrichtungen ohne Flüssigkeiten aufweisen.  

2 Maß der baulichen Nutzung 

(gem. § 9 (1) Nr.1. BauGB) 

Gemäß § 19 (4) BauNVO sind bei der Ermittlung der Grundfläche die Grundflächen von Ne-
benanlagen im Sinne des § 14 BauNVO mitzurechnen.  

Die zulässige Grundflächenzahl GRZ beträgt 0,8. Dabei sind mindestens 97,5 % der über-
schirmten Grundfläche luft- und wasserdurchlässig zu gestalten.  

Die Mindesthöhe der Unterkante der Solarmodule beträgt 0,70 m über der natürlichen Gelän-
deoberfläche. 

Die zulässige Höhe baulicher Anlagen beträgt max. 3,50 m über der natürlichen Geländeober-
kante (GOK).  

Die Höhenlinien der bestehenden Geländeoberkante werden im weiteren Verfahrensablauf in 
der Planzeichnung ergänzt.  

Der untere Bezugspunkt für die Höhenermittlung ist die in der Planzeichnung mittels Höhenli-
nien eingetragene bestehende Geländeoberfläche. Zwischenwerte der Höhenlinien sind aus-
gehend von der nächstgelegenen niedrigen Isolinie linear und lotrecht zu interpolieren. Die 
oberen Bezugspunkte sind der oberste Abschluss des jeweiligen Solarmoduls bzw. der tech-
nischen Anlagen, gemessen senkrecht zur Oberkante natürlichem Gelände (GOK). Bei Anla-
gen mit Dächern entsprechen diese der Oberkante der Dachhaut am höchsten Punkt der An-
lage bzw. des obersten Attikaabschlusses.  

3 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

(gem. § 9 (1) Nr.2. BauGB) 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist die überbaubare Grundstücksfläche durch Bau-
grenzen festgesetzt. Solarmodule sowie Nebenanlagen sind ausschließlich innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche gemäß Planeintrag zulässig. Zufahrten, Stellplätze, Be-
triebswege und Wartungsflächen sind in der überbaubaren sowie in der nicht überbaubaren 



Gemeinde Langgöns  Bebauungsplan „Sondergebiet Erneuerbare Energien – Solar“ 

 7 

Grundstücksfläche zulässig. Einfriedungen sind in der überbaubaren sowie in der nicht über-
baubaren Grundstücksfläche zulässig.  

4 Verkehrsflächen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

4.1 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

Die Verkehrsflächen mit der besonderen Zweckbestimmung „landwirtschaftlicher Verkehr“ 
sind gemäß Planeintrag festgesetzt.  

5 Geh- Fahr- und Leitungsrechte 

(gem. § 9 (1) Nr. 21 BauGB) 

Es wird ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der GasLINE GmbH & Co. KG gemäß 
Planeintrag festgesetzt. Im Bereich des Geh-, Fahr- und Leitungsrechts darf es zu keiner Über-
bauung durch Teile des Solarparks kommen.  

6 Planungen, Nutzungsregelungen, Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB) 

6.1 Naturnahe Grünlandeinsaat  

Die durch Baumaßnahmen (Transportwege, Arbeitsflächen für Montage der Module und Pro-
filpfosten, Einbau, Erdkabel) baubedingt gestörten landwirtschaftlichen Flächen sind zur Ent-
wicklung von naturnahem Grünland mit Regiosaatgut einzusäen und regelmäßig zu pflegen. 
Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig. 

Auf den ungedüngten Grasflächen zwischen und unter den Modulen ist eine extensive Grün-
landnutzung durch extensive Schafbeweidung oder extensive Mahd vorzusehen.  

6.2 Anlage einer Benjeshecke 

Im Falle von Rodungen auf der Fläche des Plangebietes ist die Anlage einer Benieshecke 
bzw. Tozholzhaufen an geeigneter Stelle vorzusehen.  

6.3 Bauzeitenbeschränkung 

Von einer Rodung von Bäumen und Gehölzen ist während der Brutzeit (01. März - 30. Sept.) 
aus artenschutzrechtlichen Gründen abzusehen. Sofern Rodungen in diesem Zeitraum not-
wendig werden, sind die betroffenen Bereiche zeitnah vor Beginn der Maßnahme durch einen 
Fachgutachter auf aktuelle Brutvorkommen zu kontrollieren.  

Die Baufeldfreimachung ist außerhalb der Hauptbrutzeit (Mitte August bis Ende Februar) 
durchzuführen. Sofern Rodungen in diesem Zeitraum notwendig werden, sind die betroffenen 
Bereiche zeitnah vor Beginn der Maßnahme durch einen Fachgutachter auf aktuelle Brutvor-
kommen zu kontrollieren. 
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6.3.1 Durchgängigkeit für Kleintiere 

Die Einzäunung der Fläche ist mit einem Mindestbodenabstand von 0,15 m zu versehen, so-
dass keine Veränderung in der Durch- und Zugänglichkeit für Klein- und Mittelsäuger oder 
anderen Tierarten entsteht.  

7 Zulässigkeit der festgesetzten Nutzung 

(§ 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) 

Die Zulässigkeit der im Sonstigen Sondergebiet festgesetzten baulichen und sonstigen Nut-
zungen und Anlagen ist auf den Zeitraum des tatsächlichen Anlagenbetriebs beschränkt. Nach 
Ablauf von 40 Jahren (ab dem Tag der Rechtskraft des Bebauungsplans) sind alle bestehen-
den baulichen und sonstigen Nutzungen und Anlagen zurückzubauen.  

Als Folgenutzung wird eine Fläche für die Landwirtschaft gem. § 9 Abs. 1 Nr. 18 a) BauGB 
festgesetzt.   
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D Satzung über bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

(gem. § 9 (4) BauGB in Verbindung mit § 91 (1) HBO) 

1 Beschaffenheit und Gestaltung von Zuwegungen 

Auf dem Grundstück erforderliche Zufahrten, Stellplätze, Betriebswege und Wartungsflächen 
sind mit wasserdurchlässiger Oberfläche herzustellen (Schotter, Rasenfugenpflaster, wasser-
gebundene Decke). 

2 Dach- und Fassadengestaltung von Nebenanlagen 

Dächer von baulichen Nebenanlagen sind als Flachdächer auszubilden. Die Fassaden bauli-
cher Nebenanlagen sind an die Umgebung angepasst zu gestalten. Zulässig ist die Verwen-
dung gedeckter Farben. Sich von der Umgebung abhebende, grelle Farben sind unzulässig. 

3 Gestaltung von Einfriedungen 

Zulässig sind offene Einfriedungen (z.B. aus ummanteltem oder feuerverzinktem Stabgitter- 
oder Maschendrahtzaungeflecht oder Wildschutzzäune mit obenliegendem Stacheldraht) bis 
zu einer Höhe bis max. 2,50 m über der Geländeoberkante.  

Einfriedungen in Verbindung mit Sichtschutzfolien gelten als geschlossene Einfriedungen und 
sind unzulässig.  

Ausgenommen hiervon sind ggf. erforderliche Blendschutzmaßnahmen.  
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E Hinweise  

1 Kampfmittel 

Soweit im Zuge der Bauarbeiten ein kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden 
sollte, ist der Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen unverzüglich zu verständigen. 

2 Ferngasleitung 

Das Geländeniveau im Schutzstreifenbereich ist in der Regel beizubehalten. Erforderliche Ni-
veauänderungen dürfen nur nach vorheriger Absprache mit dem zuständigen Beauftragten 
der OGE durchgeführt werden.  

Kreuzungen der Ferngasleitung und zugehörigen Anlagen mit hinzukommenden Erdkabeln 
sind bei Verlegung in offener Bauweise unter Berücksichtigung der örtlichen und technischen 
Gegebenheiten und der betrieblichen Belange festzulegen. Sie dürfen 0,4 m nicht unterschrei-
ten. 

Kreuzende Erdkabel sind im Schutzstreifenbereich grundsätzlich in Kabelschutzrohren zu ver-
legen, wobei durch die Bündelung von Kabelsträngen die Anzahl der Kreuzungen möglichst 
gering zu halten ist. 

Parallelführungen sind grundsätzlich außerhalb des Schutzstreifens der Ferngasleitung vorzu-
sehen. 

Hinzukommende Kabelschächte sind außerhalb des Schutzstreifens der Ferngasleitung an-
zuordnen. 

Zaunanlagen sind so zu planen, dass bei querenden Zaunfeldern die Zaunpfähle bzw. deren 
Fundamente nicht direkt über der Leitungsachse eingebracht werden. 

Die Zugänglichkeit der Ferngasleitung zu Reparatur- und Wartungszwecken muss jederzeit 
gewährleistet sein. 

Sollte die Ferngasleitung innerhalb des eingezäunten Geländes verlaufen, ist ein Schlüssel für 
das Tor auf der Betriebsstelle der OGE zu hinterlegen bzw. ein Schlüsseltresor am Tor anzu-
bringen. Die Einzelheiten sind zweckmäßigerweise direkt mit dem Beauftragten der OGE ab-
zustimmen. 

Die Zaunanlage darf nicht in das Erdungssystem eingebunden werden. 

Im Endausbau von kreuzenden Baustraßen darf eine Deckung der Ferngasleitung von 1,0 m 
nicht unterschritten werden. 

In Parallelführungsbereichen dürfen Baustraßen nur außerhalb des Schutzstreifenbereichs 
angeordnet werden. 

Der Aufbau von Baustraßen ist unter Berücksichtigung der zu erwartenden Verkehrslast und 
ausreichender Leitungsüberdeckung so herzustellen, dass Setzungen im Kreuzungsbereich 
mit der Ferngasleitung ausgeschlossen werden können. 

Die Oberflächenbefestigung von Baustraßen im Schutzstreifenbereich muss so beschaffen 
sein, dass die Ferngasleitung im Schadensfall schnell erreicht werden kann. Betonierte Flä-
chen sind hier nicht erlaubt. 
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Montageflächen / Kranstellflächen / Lagerplätze / Baustelleneinrichtungsflächen dürfen nur 
außerhalb des Schutzstreifenbereichs ausgewiesen werden. 

Bäume, Hecken und tiefwurzelnde Sträucher dürfen grundsätzlich nur außerhalb des Schutz-
streifenbereiches angepflanzt werden. Der Trassenverlauf der Ferngasleitung muss sichtfrei 
und begehbar bleiben. 

Elektrische Beeinflussung 
Es ist zu beachten, dass sich aufgrund der elektrischen Beeinflussung und in Abhängigkeit 
von der Ausführungsart der Photovoltaikanlage der Abstand zur Ferngasleitung deutlich ver-
größern und über den vorhandenen Schutzstreifenbereich hinausragen kann. 

Gemäß DVGW-Arbeitsblatt GW 22 (textgleich mit der AfK-Empfehlung Nr. 3 bzw. der TE 7 der 
SfB) ist zwischen der Ferngasleitung und dem äußeren Punkt eines Erdungssystems ein Ab-
stand von mindestens 10,0 m einzuhalten, um eine ohmsche Beeinflussung der Ferngaslei-
tung auszuschließen zu können. Sofern die Unterkonstruktion der Freilandanlage oder die 
Umzäunung mit ins Erdungssystem eingebunden wird, ist dies der äußerste Punkt des Er-
dungssystems. 

Sollte der geforderte Abstand nicht eingehalten werden können, ist demnach eine Prüfung der 
Beeinflussungssituation (z. B. nach DIN EN 50522 (VDE 0101-2) Anhang L) erforderlich, wel-
che noch vor Inbetriebnahme der Photovoltaikanlage unter Beteiligung des Beauftragten der 
OGE durchgeführt werden muss. Unzulässige Beeinflussungen sind dann umgehend vom An-
lagenbetreiber abzustellen. 

Für eine gesicherte Planung ist im Vorfeld eine exakte Leitungsanzeige durch den Betreiber 
der Ferngasleitung und Aufnahme durch einen Vermesser empfohlen. Hierdurch ist sicherge-
stellt, dass der Schutzstreifenbereich tatsächlich frei von unzulässigen Be- und Überbauungen 
bleibt.  
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F Begründung 

1 Anlass und Begründung 

Mit der Ausweisung eines Sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-
Freiflächenanlage“ folgt die Gemeinde Langgöns den Zielen der Raumordnung, im Rahmen 
der Bauleitplanung die Möglichkeiten der Solarenergie zu berücksichtigen. Gemäß § 2 Abs. 2 
Nr. 6 ROG ist den räumlichen Erfordernissen das Klimaschutzes Rechnung zu tragen, sowohl 
durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der An-
passung an den Klimawandel dienen. Dazu zählt u.a. die Schaffung der räumlichen Voraus-
setzungen für den Ausbau der erneuerbaren Energien.  

Die Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage liegt im Sinne des öffentlichen Allgemein-
wohls. Dies begründet sich durch die Erzeugung regenerativer Energie mit Verweis auf das 
Übereinkommen der Pariser Klimakonferenz, den bundespolitischen Klimazielen – so u.a. das 
am 12. Mai 2021 vorgelegte novellierte Klimaschutzgesetz 2021 und das Klimaschutzpro-
gramm 2030 - sowie den regionalen Planungsgrundsätzen des Teilregionalplans Energie Mit-
telhessen (TRPEM) 2016/2020. Demnach soll die Deckung des Endenergieverbrauchs (ohne 
Verkehr) in Mittelhessen zu mindestens einem Drittel aus erneuerbaren Energien erfolgen. 

Der Klimawandel entzieht Lebensraum, generiert globale Armut und steht in direkter Verbin-
dung mit dem Artenverlust. Des Weiteren gilt es die Versorgungsabhängigkeit Deutschlands 
von anderen Staaten zu lösen, indem die in den letzten Jahren stark angestiegenen Importe 
fossiler Energieträger reduziert werden.  

Trotz der vielen Dachflächen im Land sind nicht alle Dächer für die Stromproduktion nutzbar 
oder hierfür zugänglich, was sich z.B. aus den vorherrschenden Besitzverhältnissen, Denk-
malschutz, Bausubstanz, Lebensdauer oder sonstigen technischen Anforderungen begründet. 
Die Erreichung der Klimaschutzziele ist nur mit qualifizierten Photovoltaik-Freiflächenanlagen 
(Solarparks) möglich. Mit weniger als 1% der Landesfläche lässt sich der Bedarf an Solarstrom 
in Deutschland zu 100 % decken1.  

Zu diesem Zwecke soll der Bebauungsplan „Sondergebiet Erneuerbare Energien - Solar“ auf-
gestellt werden. Vorhabenträger ist die Langgöns-OVAG Naturenergie GmbH (Projektgesell-
schaft der Gemeinde Langgöns und der OVAG - Oberhessische Versorgungsbetriebe AG), 
welche die Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage in dem vorliegenden Plangebiet 
beabsichtigt.  

Klimaschutz ist für die Gemeinde Langgöns bei ihrer zukünftigen Entwicklung ein zunehmend 
bedeutender Bestandteil. Photovoltaik steht auf Grund des hohen Potentials langfristig ökolo-
gisch und wirtschaftlich als eine der sichersten Techniken gerade in unseren Breitengraden im 
Fokus der lokalen Energiewende. 

Mit der EEG-Novelle 2023 wird erstmalig gesetzlich festgeschrieben, dass die Errichtung und 
der Betrieb von Erneuerbaren-Energien-Anlagen und den dazugehörigen Nebenanlagen zur 
Erzeugung erneuerbarer Energie im „überragenden öffentlichen Interesse“ liegt und der „öf-
fentlichen Sicherheit dient“. Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgas-
neutral ist, sollen nach der Gesetzesnovelle die erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang 
in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen eingebracht werden. 

 
1
Ossler Solar: Deutschland benötigt nur 0,3 % seiner Fläche, um den gesamten Energiebedarf zu 

decken. Online unter: https://www.ossler-solar.de/post/deutschland-benotigt-nur-0-3-seiner-flache-um-
den-gesamten-energiebedarf-zu-decken (Zugriff am 16.05.2025) 
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Die Dringlichkeit des Einsatzes erneuerbarer Energien wird durch die Gesetzesänderungen 
der Novelle 2023 unterstrichen. Mit der Gesetzesfortschreibung werden die Zubauziele für die 
Photovoltaik bis 2026 schrittweise auf 22 GW pro Jahr angehoben. Weiterhin werden die So-
lar-Randstreifen für Autobahnen und Schienenwege von 200 Meter auf 500 Meter erweitert, 
um zusätzliche Flächen für die Solarstromgewinnung bereitzustellen. 

Weiterhin hat die hessische Landesregierung die Novelle des Hessischen Energiegesetzes 
mit Wirkung zum 01.01.2023 beschlossen. Darin wird verankert, 1% der Landesfläche für Pho-
tovoltaik-Anlagen bereit zu stellen. 

Mit der angestrebten Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage folgt die Gemeinde 
Langgöns den Leitlinien der Gesetzgebung und trägt zum Erreichen der darin verankerten 
Ziele zur treibhausgasneutralen Stromerzeugung bei. 

Durch das geplante Vorhaben soll ein wichtiges Solarenergieprojekt im Gemeindegebiet er-
möglicht werden, das zu einer wesentlichen Verbesserung der gemeindlichen CO2-Bilanz bei-
trägt. Für die Errichtung von großflächigen Photovoltaikanlagen im Außenbereich ist planungs-
rechtlich eine gemeindliche Bauleitplanung erforderlich, da diese Anlagen am vorliegenden 
Standort ausdrücklich nicht zu den privilegierten Anlagen nach § 35 Abs. 1 Nr. 1-8 BauGB 
gehören.  

Daher bedarf es für die Realisierung des Solarparks der Aufstellung des Bebauungsplans 
„Sondergebiet Erneuerbare Energien - Solar“ durch die Gemeinde Langgöns. Der Flächennut-
zungsplan der Gemeinde ist gem. § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren zu ändern. 

2 Lage und Abgrenzung 

Das Plangebiet befindet sich im Ortsteil Lang-Göns, nördlich des Gemeindezentrums an der 
Bundesautobahn A45 sowie der Bahnstrecke Kassel – Frankfurt. Innerhalb des Gemeindege-
bietes ist die Fläche am nordöstlichen Ortsrand zu verorten. Sie grenzt im Norden und Osten 
an die Stadt Linden sowie südlich an bestehende Waldflächen und westlich an weitere Grün-
landnutzung (s. Abb. 1). 

Der räumliche Geltungsbereich des beabsichtigten Bebauungsplans hat eine Größe von 
85.611 m² (8,5 ha) und umfasst die Flurstücke 94, 95, 96 sowie 105 (teilweise) in der Flur 4. 
Das Gelände befindet sich in einer Höhenlage von ca. 187 bis 195 m ü. Normalnull und fällt 
nach Süden hin ab. 
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Abb. 1: Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 

3 Übergeordnete Planungsebenen 

3.1 Regionalplan Mittelhessen 2010 

Die Gemeinde Langgöns ist über den Regionalplan Mittelhessen 2010 als Grundzentrum aus-
gewiesen. In dem zentralen Ortsteil des Grundzentrums ist die Grundversorgung mit den Gü-
tern des täglichen Bedarfes sowie mit Dienstleistungen für den Grundversorgungsbereich zu 
gewährleisten. Die gemeindliche Siedlungsentwicklung soll überwiegend in dem zentralen 
Ortsteil des Grundzentrums erfolgen, damit die Grundversorgung erhalten und gesichert wer-
den kann.  

Alle Gemeinden, die nicht als Ober- oder Mittelzentrum ausgewiesen wurden, sind Grundzen-
tren. Eine Differenzierung in Klein- und Unterzentren erfolgt nicht mehr.  
In jeder Gemeinde muss die Grundversorgung für die Bevölkerung vorhanden sein. Der 
Grundversorgungsbereich entspricht dem Gemeindegebiet. Der zentrale Ortsteil ist in der Re-
gel Standort der Einrichtungen für die tägliche, haushaltsnahe Grundversorgung. Die bauliche 
und auch die gewerbliche Entwicklung soll daher auf den zentralen Ortsteil konzentriert und 
damit dieser Ortsteil gefördert werden. Unabhängig davon ist im Hinblick auf immobile 
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Bevölkerungsschichten eine auf alle Ortsteile bezogene Versorgung mit Gütern des täglichen 
Bedarfs anzustreben. 

Das Plangebiet ist im Regionalplan Mittelhessen 2010 als Vorranggebiet für Landwirtschaft 
sowie Vorranggebiet Regionaler Grünzug und Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktio-
nen ausgewiesen.  

In den Vorranggebieten für Landwirtschaft hat die landwirtschaftliche Nutzung Vorrang vor 
entgegenstehenden Nutzungsansprüchen. Die Agrarstruktur ist hier für eine nachhaltige Land-
bewirtschaftung zu sichern und zu entwickeln. (Z 6.3-1).  
Vorranggebiete für Landwirtschaft sind Flächen der Feldflur, die für die landwirtschaftliche Nut-
zung einschließlich Obst- und Gartenbau besonders geeignet sind und/oder die dauerhaft für 
diese Nutzung erhalten bleiben sollen. 

Die als Vorranggebiet für Landwirtschaft festgelegten Bereiche der Region dienen der lang-
fristigen Sicherung von für eine nachhaltige landwirtschaftliche Nutzung besonders geeigneten 
Böden, ggf. unabhängig von gegenwärtigen Interessen der Flächennutzer. Sie bilden daneben 
die räumlichen Schwerpunkte der Erzeugung landwirtschaftlicher Produkte. Damit dienen sie 
u. a. der verbrauchernahen Produktion, tragen zur Stabilisierung und Einkommenssicherung 
der ländlichen Räume bei und schaffen insbesondere im Verdichtungs- und Ordnungsraum 
durch die Flächenfreihaltung die Voraussetzungen für vielfältige Freiraumfunktionen.  

Die Gemeinde Langgöns wird einen Antrag auf Abweichung von dem Ziel Z 6.3-1 des Regio-
nalplans Mittelhessen 2010 stellen.  

Die landwirtschaftlichen Ertragsmesszahlen im Plangebiet liegen zwischen 28 und 62 EMZ/Ar. 
Die flächengewichtete durchschnittliche Ertragsmesszahl des Plangebietes beträgt 46,73 
EMZ/AR und liegt damit deutlich unterhalb der mittleren Ertragsmesszahl des Ortsteils Lang-
Göns der Gemeinde Langgöns von 70 EMZ/Ar. Demzufolge ist innerhalb des Plangebietes 
von einer im Vergleich zum übrigen Gemeindegebiet geringen Ertragsfähigkeit des Bodens 
auszugehen. Gemäß eines Grundsatzpapieres (Drucksache IX/85, 2021) der Regionalver-
sammlung Mittelhessen sind innerhalb eines Vorranggebietes für Landwirtschaft – das nicht 
mit einem Vorbehaltsgebiet für Photovoltaik-Freiflächenanlagen überlagert ist - lediglich Bö-
den mit einer hohen Ertragssicherheit von einer Nutzung durch raumbedeutsame Photovoltaik-
Freiflächenanlagen auszuschließen. Dabei handele es sich regelmäßig um Flächen, die Bo-
denzahlen (Ackerland) bzw. Grünlandzahlen (Grünland) von überwiegend größer 60 aufwei-
sen. 

Ungeachtet dessen ist die Fläche des Plangebietes aufgrund der unmittelbar angrenzenden 
Lage an die Bundesautobahn A 45 sowie die Schienenstrecke Kassel - Frankfurt erheblichen 
Vorbelastungen ausgesetzt. Für die Nutzung der Fläche als Photovoltaik-Freiflächenanlage 
soll zudem eine Betriebsdauer von maximal 40 Jahren mit Sicherung einer landwirtschaftlichen 
Folgenutzung festgesetzt werden, sodass das Flächenpotenzial insgesamt nicht verändert, 
sondern die Ausschöpfung eines landwirtschaftlichen Potenzials lediglich zeitlich verschoben 
wird.  

In den Vorranggebieten Regionaler Grünzug hat die Sicherung und Entwicklung des Freiraums 
und der Freiraumfunktionen Vorrang vor anderen Raumansprüchen. Die Funktionen des Vor-
ranggebietes Regionaler Grünzug dürfen durch die Landschaftsnutzung nicht beeinträchtigt 
werden. Planungen und Maßnahmen, die zu einer Zersiedlung, zu einer Beeinträchtigung der 
Gliederung von Siedlungsgebieten, der Freiraumerholung oder des Wasserhaushalts oder zu 
einer ungünstigen Veränderung der klimatischen oder lufthygienischen Verhältnisse führen 
können, sind nicht statthaft. Hierzu zählen neben wohnungsbaulicher und gewerblicher Nut-
zung auch Sport- und Freizeiteinrichtungen mit einem hohen Anteil baulicher Anlagen, Ver-
kehrsanlagen sowie andere Infrastrukturmaßnahmen. Die Errichtung baulicher Anlagen, die 
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einen nicht nur vorrübergehenden Aufenthalt von Menschen ermöglicht, ist im Vorranggebiet 
Regionaler Grünzug unzulässig. (Z 6.1.2-1) 

Eine Inanspruchnahme eines Vorranggebietes Regionaler Grünzug ist ausnahmsweise mög-
lich, wenn andere Gründe des Wohls der Allgemeinheit überwiegen und die Grundzüge der 
Planung dadurch nicht berührt werden. In diesen Fällen sind in Abstimmung mit der Oberen 
Landesplanungsbehörde die betroffenen Funktionen auszugleichen. (Z 6.1.2-2) 
Ein Übergewicht anderer Gründe des Allgemeinwohls ist aus dem Erneuerbare-Energien-Ge-
setz ableitbar. Die Dringlichkeit des Einsatzes erneuerbarer Energien wurde durch die EEG-
Novelle 2023 gesetzlich festgeschrieben. Demnach liegt die Errichtung und der Betrieb von 
Erneuerbare-Energien-Anlagen und den dazugehörigen Nebenanlagen zur Erzeugung erneu-
erbarer Energie im „überragenden öffentlichen Interesse“ und dient der öffentlichen Sicherheit. 
Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen nach der Ge-
setzesnovelle die erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführen-
den Schutzgüterabwägungen eingebracht werden (§ 2 EEG). 

Vorhaben, die der Freiraumerholung der Allgemeinheit dienen und die Funktionen des Vor-
ranggebiets Regionaler Grünzug nicht beeinträchtigen, sind zulässig. Maßnahmen, die die Zu-
gänglichkeit der Landschaft für die Allgemeinheit erheblich einschränken, sind nicht zulässig. 
(Z 6.1.2-3) In vorliegendem Fall ist aus Sicht des Plangebers durch die Errichtung einer Pho-
tovoltaik-Freiflächenanlage keine Beeinträchtigung der Funktionen des regionalen Grünzuges 
begründet.  

Gemäß Begründung der regionalplanerischen Ziele Z 6.1.2-1 bis Z 6.1.2-3 ist die Errichtung 
von Anlagen zur Nutzung der Windenergie und der Solarenergie in den Vorranggebieten Re-
gionaler Grünzug zulässig, soweit diese mit den Festlegungen in Kapitel 7.2.2 (Windenergie-
nutzung) und 7.2.3 (Nutzung solarer Strahlungsenergie) des Regionalplans Mittelhessen 2010 
vereinbar ist. Für die Nutzung solarer Strahlungsenergie gibt der Regionalplan Mittelhessen 
2010 vor, dass zur Umwandlung solarer Strahlungsenergie in Strom Photovoltaikanlagen an 
Gebäuden und an Bodenstandorten genutzt werden sollen (G 7.2.3-1). Raumbedeutsame 
Photovoltaikanlagen sollen vorrangig auf bereits versiegelten bzw. vorbelasteten Flächen er-
richtet werden (G 7.2.3-3). Unzulässig ist die Errichtung raumbedeutsamer Photovoltaikanla-
gen in den Vorranggebieten für Natur und Landschaft, Vorranggebieten für Forstwirtschaft, 
Vorranggebieten für Landwirtschaft und in Vorranggebieten für den Abbau oberflächennaher 
Lagerstätten (Z 7.2.2-3). Im Falle der Zulassung einer Zielabweichung vom Ziel Z 6.3-1 (Vor-
ranggebiet für Landwirtschaft) wäre somit die Zulässigkeit des geplanten Vorhabens im Vor-
ranggebiet Regionaler Grünzug folglich gegeben. Die Entscheidung über die Zielabweichung 
ist ausstehend.  

In den Vorbehaltsgebieten für besondere Klimafunktionen sollen die Kalt- und Frischluftent-
stehung sowie der Kalt- und Frischluftabfluss gesichert und, soweit erforderlich, wiederherge-
stellt werden. Diese Gebiete sollen von Bebauung und anderen Maßnahmen, die die Produk-
tion und den Transport frischer und kühler Luft behindern können, freigehalten werden. Pla-
nung und Maßnahmen in diesen Gebieten, die die Durchlüftung von klimatisch bzw. lufthygie-
nisch belasteten Ortslagen verschlechtern können, sollen vermieden werden. Der Ausstoß 
lufthygienisch bedenklicher Stoffe soll reduziert, zusätzliche Luftschadstoffemittenten sollen 
nicht zugelassen werden. (G 6.1.3-1)  
Durch das geplante Vorhaben sind raumbedeutsame Auswirkungen auf das Vorbehaltsgebiet 
für besondere Klimafunktionen nicht zu erwarten. Der Luftaustausch in und um die Freiflä-
chenphotovoltaikanlage kann weiterhin ungehindert stattfinden, die aufgeständerten Photovol-
taikmodule werden unterströmt. Das einfallende Sonnenlicht wird überwiegend von den Pho-
tovoltaikmodulen absorbiert, wodurch die darunterliegende Fläche beschattet wird. Das hat 
zur Folge, dass das Mikroklima im Bereich der Anlage unter den Modulen voraussichtlich von 
einer Abkühlung durch Beschattung geprägt wird, wohingegen über den Modulen von einer 
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Erwärmung auszugehen ist. Im großräumigen Zusammenhang ist dies jedoch unerheblich, 
der Klimaschutz wird durch die Errichtung der Anlage insgesamt gestärkt.  

3.2 Teilregionalplan Energie Mittelhessen 2016/2020  

Der Teilregionalplan Energie Mittelhessen 2016/2020 wurde am 29. Juni 2020 von der Lan-
desregierung genehmigt. Gegenstand des Teilregionalplans ist insbesondere die zentrale Ziel-
vorstellung für eine regionale Versorgung durch Erneuerbare Energien. 

Gemäß Grundsatz G 2.3-2 des Teilregionalplans Energie Mittelhessen 2016/2020 sollen 
raumbedeutsame Photovoltaik-Freiflächenanlagen, die nicht in Vorranggebieten Industrie und 
Gewerbe errichtet werden können, in den Vorbehaltsgebieten für Photovoltaik-Freiflächenan-
lagen errichtet werden. In diesen Vorbehaltsgebieten ist der Nutzung durch raumbedeutsame 
Photovoltaikanlagen bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen 
ein besonderes Gewicht beizumessen.  Innerhalb des Gemeindegebietes von Langgöns be-
finden sich 4 Vorbehaltsgebiete für Photovoltaik-Freiflächenanlagen, welche jedoch für die Er-
richtung der geplanten Anlage als ungeeignet bewertet werden (s. Kapitel 0) 

Gemäß Ziel Z 2.3-4 ist die Flächeninanspruchnahme durch Photovoltaik-Freiflächenanlagen 
innerhalb der einzelnen Gebietskörperschaft auf 2 % der Fläche der Vorrang- und Vorbehalts-
gebiete für Landwirtschaft zu begrenzen. Da sich im Gemeindegebiet bislang keine Photovol-
taik-Freiflächenanlagen befinden, wird dieser Zielsetzung Rechnung getragen. 

Gemäß der Begründung/Erläuterung zu Ziel Z2.3-2 des Teilregionalplans Energie Mittelhes-
sen 2016/2020 stellt u.a. die Lage im Bereich bis 500 m Abstand zu bestehenden Schie-
nentrassen und Bundesfernstraßen aufgrund ihrer Vorbelastung ein Eignungskriterium für die 
Errichtung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen dar. Restriktionskriterium ist hingegen die 
Lage im Vorranggebiet Regionaler Grünzug, hierbei ist jedoch eine Vereinbarkeit mit den 
Funktionen des regionalen Grünzugs zu unterstellen.  

Gemäß Grundsatz 2.-1 des Teilregionalplans Energie Mittelhessen 2016/2020 sollen Photo-
voltaik-Freiflächenanlagen vorrangig in Vorranggebieten Industrie und Gewerbe errichtet wer-
den. Zugleich formuliert der TRPEM in der Begründung zu Kapitel 2.3 jedoch, dass der Ausbau 
der Photovoltaik innerhalb der Siedlungsgebiete durch kleinräumige Inanspruchnahme nicht 
genutzter Flächen oder Überdachung von Flächen bzw. an und auf Gebäuden allein zur Errei-
chung der mittelhessischen Energieziele nicht als ausreichend angesehen wird.  

4 Flächennutzungsplan der Gemeinde Langgöns 

Im Flächennutzungsplan der Gemeinde Langgöns, ist das Plangebiet als Fläche für die Land-
wirtschaft (s. Abb. 2) dargestellt. Der Flächennutzungsplan wird gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im 
Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes geändert. Für die planungsrechtliche 
Ausweisung eines Sonstigen Sondergebietes im Bebauungsplan ist die Darstellung einer Son-
derbaufläche im gemeindlichen Flächennutzungsplan erforderlich  
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Abb. 2: Lage im Flächennutzungsplan der Gemeinde Langgöns (Quelle: Gemeinde Langgöns – Plangebiet 
rot umrandet) 

5 Energiefachliche und sonstige Rahmenbedingungen 

Das Plangebiet ist vollständig in Besitz der Gemeinde Langgöns. Der Zugriff auf die Grund-
stücke ist damit gesichert. Die Fläche des Plangebietes wurde bisher landwirtschaftlich genutzt 
und unterliegt keinen bestehenden Pachtverhältnissen. Mit der vorgesehenen Befristung der 
Anlage auf 40 Jahre und über eine im Bebauungsplan festzusetzende landwirtschaftliche Fol-
genutzung wird das Flächenpotential jedoch nicht verändert, lediglich die Ausschöpfung des 
Potentials wird zeitlich verschoben. Mit dem bislang die Fläche bewirtschaftenden Landwirt 
besteht zwar kein Pachtverhältnis mehr, die Gemeinde wird diesem bzw. seiner Nachfolge 
dennoch zwei alternative Flächen mit einer Gesamtfläche von 2,93 ha verpachten. Eine Exis-
tenzbedrohung besteht aufgrund der Errichtung des Solarparks auf der Fläche somit nicht. 

Die Vorhabenfläche wurde von der Projektgesellschaft Langgöns-OVAG Naturenergie GmbH 
mit langfristigen Nutzungsverträgen von der Gemeinde Langgöns gepachtet. 

6 Verfahrensablauf 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Langgöns hat in ihrer Sitzung am 04.07.2024 den Be-
schluss zur Aufstellung des Bebauungsplans „Sondergebiet Erneuerbare Energien - Solar“ 
nach § 2 Abs. 1 BauGB gefasst.  

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im zweistufigen Regelverfahren. 
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Die Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 
BauGB.  

7 Bestehende Rechtsverhältnisse, Bebauungspläne, Satzungen 

Das Plangebiet befindet sich im Außenbereich gem. § 35 BauGB. Unmittelbar an das Plange-
biet angrenzend befinden sich aufgrund der Außenbereichslage der Fläche keine rechtskräfti-
gen Bebauungspläne.  

8 Bestandsdarstellung und Bewertung 

8.1 Städtebauliche Situation und verkehrliche Erschließung 

Das vorgesehene Plangebiet befindet sich im Außenbereich gem. § 35 BauGB und ist nicht 
überbaut. Die Planfläche grenzt im Norden und Osten an die Gemarkung Leihgestern (Stadt 
Linden) sowie südlich an bestehende Waldflächen. Umliegend finden sich freie Feldflure und 
Grünlandnutzung. Unmittelbar westlich angrenzend verläuft die Bahnstrecke Kassel-Frankfurt 
sowie nordöstlich angrenzend die Bundesautobahn A45.  

Das gesamte Plangebiet ist derzeit unbebaut und wird als Grünland und Ackerfläche genutzt. 
Die umliegenden Flächen sind ebenfalls durch landwirtschaftliche Nutzung sowie Grünland-
nutzung und Wald gekennzeichnet.  

Der Abstand der Planfläche zur nördlich gelegenen Wohnbebauung der Stadt Linden beträgt 
ca. 550 m, der Abstand zum Siedlungsrand des südlich gelegenen Gemeindezentrums Lang-
göns beträgt ca. 1.000 m. 

 

Abb. 3: Blick von Nordosten auf das Plangebiet – Quelle: Planungsbüro Vollhardt, Marburg  
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Abb. 4: Blick von Süden auf das Plangebiet – Quelle: Planungsbüro Vollhardt, Marburg 

 

Abb. 5: Blick von Nordwesten auf das Plangebiet – Quelle: Planungsbüro Vollhardt, Marburg 

  

Abb. 6: östlich angrenzende Bahnlinie (links), Nördlich angrenzenden Ackerflächen mit dahinterliegender 
Autobahn (rechts) – Quelle: Planungsbüro Vollhardt, Marburg 
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Abb. 7: Abgrenzung der geplanten PV-Freianlage (Quelle Bildgrundlage: Hessisches Landesamt für Boden-
management und Geoinformation) 

8.2 Landschaftliche Situation 

Das Plangebiet wird überwiegend landwirtschaftlich als Acker und Grünlandfläche genutzt. Ein 
Sandreitplatz wie auch drei Solitärgehölze ergänzen die genannten landwirtschaftlichen Bio-
topstrukturen. Eine detaillierte Beschreibung der landschaftlichen Situation des Plangebietes 
erfolgt im Umweltbericht.  

9 Planerische Zielsetzung 

9.1 Städtebauliche Zielsetzung 

Die städtebauliche Zielsetzung für die Aufstellung des Bebauungsplans „Sondergebiet Erneu-
erbare Energien - Solar“ nördlich der bebauten Ortslage des Ortsteils Lang-Göns besteht in 
der planungsrechtlichen Sicherung eines Solarparks im nordöstlichen Gemeindegebiet, da 
sich das Plangebiet nicht vollständig im privilegierten Bereich gem. § 35 Abs. 1 Nr. 1-8 BauGB 
befindet.  
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Auf den derzeit landwirtschaftlich genutzten Flächen soll eine Freiflächenphotovoltaikanlage 
errichtet werden. Geplant ist die Errichtung von aufgeständerten Solarmodulen sowie der er-
forderlichen Nebenanlagen wie Stromspeicher, Trafostationen und Wechselrichter. 

Die vorgesehene Gesamtleistung der Anlage beträgt ca. 12 Megawatt peak.  

Die Solarmodule werden mittels Metallkonstruktionen aufgeständert. Die Module weisen dabei 
nur eine geringe bauliche Höhe auf. Auf dem Gelände werden weiterhin Transformatorensta-
tionen zur Einspeisung der Solarenergie in das Versorgungsnetz sowie weitere untergeord-
nete Einrichtungen für technische Betriebszwecke errichtet.  

Die Gründung der Module erfolgt mittels Rammpfählen aus Metall in den vorhandenen Unter-
grund. Hierdurch wird ein minimaler Versiegelungsgrad erreicht.  

Die äußere Erschließung der gesamten Freiflächenphotovoltaikanlage soll über die L 3475 
sowie die bereits bestehenden landwirtschaftlichen Wege erfolgen. Die Zufahrten werden da-
bei vor allem in der Bauphase regelmäßig genutzt. Während der Betriebsphase ist hingegen 
nur von einer geringen Nutzung der Wege durch Service- und Wartungspersonal sowie ggf. 
gelegentlicher Besucher der Anlage auszugehen.  

Die Verlegung der Kabel zwischen den Solarmodulen und den Trafostationen erfolgt unterir-
disch in schmalen Gräben. Zur Errichtung der Anlage sind keine schweren Geräte erforderlich, 
eine nennenswerte Bodenverdichtung findet nicht statt. 

Mit der Errichtung und dem Betrieb des Solarparks auf der anvisierten Fläche ist die Versor-
gung eines Großteils der Haushalte der Gemeinde Langgöns mit „grünem Strom“ bilanziell 
möglich. 

Vorgesehener Betreiber der Freiflächen-Photovoltaikanlage ist Projektgesellschaft Langgöns-
OVAG Naturenergie GmbH. 

Für die Freiflächen-Photovoltaikanlage ist eine zeitliche Befristung über einen Zeitraum von 
40 Jahren vorgesehen; diese soll über eine Festsetzung unter planungsrechtlicher Festschrei-
bung einer landwirtschaftlichen Folgenutzung geregelt werden. Hierdurch ist gewährleistet, 
dass nach Betriebsaufgabe die Fläche wieder einer landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt 
werden kann.  

Durch den auf der vorgesehenen Fläche erzeugten „grünen Strom“ können jährlich ca. 3.800 
Tonnen CO2 (ausgehend vom Energiemix 2023) eingespart werden. 

Die durch die Solarmodule überschirmte Fläche beträgt maximal ca. 68.140 m². wobei maxi-
mal 2,5 % der überschirmten Fläche versiegelt sein werden. Die Anlage soll mit einer entspre-
chenden Einfriedung in Form einer Zaunanlage vor unbefugtem Betreten, Vandalismus und 
Diebstahl geschützt werden.  

Der geplante Einspeisepunkt befindet sich in ca. 970 m Entfernung nördlich des Plangebietes 
im Umspannwerg Großen-Linden.  

9.2 Landschaftsplanerische Zielsetzung 

Die vorhandenen Ackerflächen werden mit einer artenreichenreichen Regiosaatgutmischung 
(aus dem UG 21) versehen und anschließend extensiv (z.B. durch Schafbeweidung oder 
Mahd) genutzt. Die vorhandene mäßig intensive Grünlandfläche wird ebenfalls in ein extensi-
ves Nutzungskonzept mit einbezogen. Der Einsatz von Dünger und Pestiziden, sowie ein Mul-
chen der Fläche hat zu unterbleiben.  
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Im Rahmen einer Strukturbereicherung der Fläche wird, falls Rodungen auf der Vorhabenflä-
che durchgeführt werden, dabei anfallender Astschnitt an geeigneter Stelle als Benjeshecke 
oder aber Totholzhaufen angelegt.  

9.3 Alternativenprüfung 

In Zusammenhang mit der geplanten Sondergebietsausweisung mit der Zweckbestimmung 
„Freiflächenphotovoltaik“ ist zu prüfen, ob und inwiefern Alternativflächen und -möglichkeiten 
gegeben sind, um die beabsichtigte Erzeugung von Solarstrom in der vorgesehenen Größen-
ordnung zu ermöglichen. Im Vorfeld der Projektierung erfolgte zu diesem Zweck eine Analyse 
potenzieller Standorte für PV-Freiflächenanlagen durch die Gemeinde Langgöns. Die Analyse 
berücksichtigte dabei verschiedene Kriterien wie die Flächengeeignetheit bzw. bestehende 
Restriktionen, landschafts- und naturschutzfachliche Rahmenbedingungen, die Flächenver-
fügbarkeit (Eigentumsverhältnisse) sowie technische und infrastrukturelle Voraussetzungen.  

Im Ergebnis der Alternativenprüfung erfüllt allein die projektierte Fläche die sich aus den be-
nannten Prüfkriterien ergebenden Anforderungen und ist als Vorzugsvariante zu betrachten. 
Neben ihrer topographischen Beschaffenheit und zusammenhängenden Flächengröße weist 
das Plangebiet für eine zeitnahe Umsetzung günstige Eigentumsverhältnisse auf.  

 

Abb. 8: Zusammenhängende Flächengröße – Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage Katasterauszug der 
Gemeinde Langgöns  
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Teilregionalplan Energie Mittelhessen 2016/2020 
Im Teilregionalplan Energie Mittelhessen 2016/2020 sind in der Gemeinde Langgöns vier Vor-
behaltsgebiete für PV-Freiflächenanlagen ausgewiesen. Diese liegen alle unmittelbar in Orts-
nähe oder sogar inmitten der Ortschaften, haben teilweise Bodenwerte über 60 EMZ/Ar und 
befinden sich nicht im Eigentum der Gemeinde Langgöns. Ebenso ist eine Anbindung an einen 
Netzanschlusspunkt in diesen Fällen vielfach nicht oder nur über kilometerweite Strecken 
möglich, Tiefbauarbeiten zur Kabelverlegung müssten in diesem Fall weite Strecken überbrü-
cken.  

 

Abb. 9: Ausschnitt aus dem Teilregionalplan Energie Mittelhessen 2016/2020 (Quelle Bildgrundlage: Auszug 
aus dem Regionalplan Mittelhessen 2010) 

Von den politischen Gremien der Gemeinde Langgöns (Gemeindevorstand, Umwelt-, Energie- 
und Verkehrsausschuss und Gemeindevertretung) wurden Kriterien zur Geeignetheit von 
Standorten für die Errichtung der Freiflächenphotovoltaikanlage definiert. Die Standorte sind 
nach den folgenden Kriterien zu bewerten: 

• Flächen vornehmlich im Eigentum der Gemeinde Langgöns 

• Flächen nicht in der Nähe der Siedlungsbereiche, nicht direkt einsehbar 

• Räumliche Nähe zum Netzeinspeisepunkt, um möglichst wenig Erdbewegungen und 
Eingriffe in das Landschaftsbild und die Natur zu erwirken 

Die Vorbehaltsgebiete für Freiflächen-Photovoltaik des Teilregionalplans Energie wurden da-
hingehend wie folgt betrachtet:  
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Abb. 10: Ausschnitte aus dem Teilregionalplan Energie Mittelhessen 2016/2020 (links) sowie Regionalplan 
Mittelhessen 2010 (Quelle Bildgrundlage: Auszug aus dem Regionalplan Mittelhessen 2010) 

Das Vorbehaltsgebiet für Photovoltaik-Freiflächenanlagen im Ortsteil Espa ist im Regionalplan 
als Vorranggebiet Landwirtschaft ausgewiesen und wird auch dementsprechend landwirt-
schaftlich genutzt. Es befindet sich direkt vor dem Sportplatz, an dem viele Feste und sportli-
che Aktivitäten stattfinden, vor allem aber auch entlang eines vielgenutzten Spazierweges.  
Es handelt sich hier um vornehmlich ackerbaulich genutzte Flächen, deren Bodenertragszah-
len von 34-50 als gering einzustufen sind, aber einen Durchschnittswert der gesamten Böden 
in diesem Ortsteil darstellen.   
Es handelt sich weiterhin um eine sehr kleinteilige Eigentumsstruktur. Eine große Zahl an Akt-
euren müsste eingebunden werden, und eine zeitnahe Realisierung der PV-Anlage wäre somit 
nicht darstellbar. 

 



Gemeinde Langgöns  Bebauungsplan „Sondergebiet Erneuerbare Energien – Solar“ 

 26 

  

Abb. 11: Ausschnitte aus dem Teilregionalplan Energie Mittelhessen 2016/2020 (links) sowie Regionalplan 
Mittelhessen 2010 (Quelle Bildgrundlage: Auszug aus dem Regionalplan Mittelhessen 2010) 

Die Vorbehaltsgebiete für Photovoltaik-Freiflächenanlagen im Ortsteil Dornholzhausen sind im 
Regionalplan als Vorranggebiet und Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft ausgewiesen und wer-
den auch landwirtschaftlich genutzt. Die Bodenertragszahlen der Flächen weisen eine Band-
breite von 45-65 auf. 
Die Flächen sind ebenfalls auf viele Eigentümer verteilt und stehen daher nicht für eine zeit-
nahe Realisierung der PV-Freianlage zur Verfügung.  
Beide Gebiete sind von allen Seiten einsehbar und befinden sich nicht in landschaftlichen 
Randlagen, sondern mitten und in der Nähe der Siedlungsbereiche.  
Der Netzanschlusspunkt wäre in Rechtenbach, so dass erhebliche Erdbewegungen für den 
Anschluss einer PV-Anlage in diesem Bereich notwendig wären. 
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Abb. 12: Ausschnitte aus dem Teilregionalplan Energie Mittelhessen 2016/2020 (links) sowie Regionalplan 
Mittelhessen 2010 (Quelle Bildgrundlage: Auszug aus dem Regionalplan Mittelhessen 2010) 

Das Vorbehaltsgebiet für Photovoltaik-Freiflächenanlagen im Ortsteil Niederkleen liegt in der 
Nähe des Kindergartens und der Feuerwehr ist im Regionalplan als Vorranggebiet Landwirt-
schaft ausgewiesen und wird auch dementsprechend landwirtschaftlich genutzt.  
Die Flächen sind ebenfalls auf viele Eigentümer verteilt. Sie würden sich ebenfalls inmitten 
des dörflichen Geschehens befinden. Ein möglicher Netzanschlusspunkt konnte noch nicht 
identifiziert werden. 

Prüfung von Freiflächen 
Die im Teilregionalplan Energie Mittelhessen 2016/2020 ausgewiesenen Vorbehaltsgebiete 
für Freiflächen-Photovoltaik sind wie dargestellt auf Grundlage der vorab definierten Kriterien 
für die Geeignetheit potenzieller Standorte als ungeeignet einzustufen. Priorisiert werden Flä-
chen mit einer guten Anbindung an einen Netzanschlusspunkt, möglichst im Gemeindeeigen-
tum, nicht direkt einsehbar sowie möglichst im Bereich der privilegierten Gebiete. Daher wur-
den alternativ zu den Vorbehaltsgebieten für Freiflächen-Photovoltaik weitere mögliche Stand-
orte identifiziert.  

Entlang der A 45 sind weitere Flächen identifiziert worden, die jedoch auf politischen Wunsch 
der Gemeinde nicht bebaut werden sollen, da hier die Bodenwerte weit über 60 EMZ/Ar liegen 
sowie weitere Kriterien nicht erfüllt wurden. Die in nachfolgender Karte rot gekennzeichneten 
Flächen wurden zusätzlich zu den Vorbehaltsgebieten für Freiflächenphotovoltaik (blau ge-
kennzeichnet) betrachtet.  

Die beiden weiteren an der Bundesautobahn A45 gelegenen Flächen im östlichen Gemeinde-
gebiet wurden zwischenzeitlich bereits durch einen Investor mit Photovoltaikfreianlagen be-
plant.  
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Abb. 13: Untersuchte Alternativstandorte im Gemeindegebiet (Quelle Bildgrundlage: Gemeinde Langgöns) 

Das vorliegende Plangebiet vereint alle notwendigen Kriterien. Es befindet sich überwiegend 
im privilegierten Bereich entlang der Autobahn und des Schienennetzes und weist eine flä-
chengewichtete durchschnittliche Ertragsmesszahl von 46,73 EMZ/AR auf (mittlere Ertrags-
messzahl der Gemarkung Lang-Göns: 70 EMZ/Ar). Weiterhin befindet sich die Fläche im Ei-
gentum der Gemeinde Langgöns und der Netzanschlusspunkt liegt nur einen Kilometer von 
der Fläche entfernt, sodass die Tiefbauwege überschaubar sind und eine zeitnahe Realisie-
rung der PV-Anlage gewährleistet werden kann.  

Prüfung geeigneter Flächen im Regionalplan Mittelhessen 2010 
Im Rahmen der Alternativenprüfung ist zu betrachten, ob im Gemeindegebiet von Langgöns 
weitere geeignete Flächenpotenziale vorhanden sind, die geringere regionalplanerische Rest-
riktionen aufweisen. Dabei ist festzustellen, dass sich das in ausreichender Entfernung außer-
halb der Siedlungsbereiche liegende Gemeindegebiet nahezu vollständig in einem Vorrang-
gebiet Landwirtschaft oder Vorranggebiet Forstwirtschaft befindet, woraus für den Fall einer 
Flächeninanspruchnahme regelmäßig ein Zielverstoß resultieren würde (s. Abb. 14). 

Im Einzelnen werden in der Alternativenprüfung potenzielle Standorte hinsichtlich folgender 
Kriterien betrachtet: 

• Lage außerhalb von Vorranggebieten Landwirtschaft 
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• Lage außerhalb von Waldflächen 

• Lage außerhalb von ökologisch bedeutsamen Flächen  

• Zusammenhängende Flächengröße entsprechend der erforderlichen Planfläche und topo-
grafisch geeignete Beschaffenheit 

• Vorhandensein einer kurzfristigen Flächenverfügbarkeit (günstige Eigentumsverhältnisse) 

  

Abb. 14: Lage der Gemeinde Langgöns im Vorranggebiet Landwirtschaft und Vorranggebiet Forstwirt-

schaft mit Verortung des Plangebiets (Quelle Bildgrundlage: Auszug aus dem Regionalplan Mittelhes-

sen 2010) 

Flächen innerhalb der Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft wurden aufgrund unzureichender 
Flächengröße, der unmittelbar angrenzenden Lage an Siedlungsbereiche sowie den weiteren 
in Kapitel 0 und 0 geschilderten Restriktionen als ungeeignet für die zeitnahe Realisierung 
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einer Freiflächenphotovoltaikanlage eingestuft. Geeignete Alternativstandorte mit geringeren 
regionalplanerischen Restriktionen stehen somit nicht zur Verfügung.  

Dachflächen im Gemeindegebiet 
In Rede stehen Dächer von Wohn- und gewerblich genutzten Gebäuden, die allerdings je Vor-
haben und Projekt nur begrenzte Flächenpotentiale bieten. Die Nutzung und Energiegewin-
nung durch Photovoltaik ist grundsätzlich ein langfristiges Ziel der Gemeinde Langgöns, wel-
ches durch den kontinuierlichen Ausbau von Photovoltaikanlagen im Gemeindegebiet verfolgt 
wird. Durch Bürgerberatungen, Energieeffizienzmessen, Bürgerkraftwerke über die Sonnen-
initiative e.V. auf kommunalen Liegenschaften sowie durch die Ausbildung von Bürgersolarbe-
ratern als Nachbarschaftshilfe bei der Planung von eigenen Dachanlagen versucht die Ge-
meinde Langgöns seit vielen Jahren den Ausbau der Solarenergie im Gemeindegebiet zu in-
tensivieren. Der Zubau an Dachanlagen entwickelt sich stetig, reicht jedoch nicht aus, um ge-
setzte Klimaziele zu erreichen. Hierfür sind ebenfalls größere Freiflächenanlagen notwendig.  

Die durchschnittliche Photovoltaik-Anlage auf privaten Dachflächen liegt bei ca. 7 kWp. Theo-
retisch können damit ca. 7.000 kWh Solarstrom erzeugt werden. Um eine vergleichbare 
Menge an Solarstrom wie auf der vorgesehenen Fläche zu erzeugen, müssten demnach auf 
über 1.400 Dachflächen im Gemeindegebiet Photovoltaik-Anlagen errichtet werden. Eine ent-
sprechende Umsetzung kann nur langfristig angestrebt und unterstützt werden.  

Darüber hinaus sind jedoch private Dachflächen durch die geringere EEG-Vergütung mittler-
weile vorrangig als Privatinvestition der jeweiligen Eigentümer zur Deckung eines Teils des 
Eigenbedarfs in Kombination mit Speichermedien sinnvoll bzw. wirtschaftlich.  

Die umfängliche Gewinnung und Versorgung von bzw. mit Solarenergie wird im Gemeindege-
biet auch durch den Ausbau von Anlagen auf und an Gebäuden unterstützt. Die Sicherung 
einer zeitnahen Versorgung durch Solaranergie allein über Dachflächen kann jedoch nicht ge-
währleistet werden und muss daher durch die Schaffung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen 
intensiviert werden. 

Agri-Photovoltaikanlagen 
Hinsichtlich der Möglichkeit, die überplante Fläche auch im Fall einer Freiflächen-Photovolta-
ikanlage weiterhin einer landwirtschaftlichen Nutzung zur Verfügung zu stellen, ist alternativ 
der Einsatz von Agri-Photovoltaikanlagen zu betrachten. Agri-Photovoltaik (Agri-PV) bietet 
grundsätzlich die Möglichkeit, auf einer Fläche Landwirtschaft und Stromerzeugung zu kombi-
nieren. Dies bedingt jedoch andere technologische Voraussetzungen als im Fall konventionel-
ler Photovoltaikanlagen, so in der Regel hochaufgeständerte oder alternativ vertikal ausge-
richtete Agri-PV-Anlagen. Insbesondere die Herstellung hochaufgeständerter Anlagen führt 
dabei jedoch aufgrund aufwändiger Aufständerungen zu hohen bis sehr hohen Investitions-
kosten; gleichzeitig sind die Stromerlöse auf der gleichen Fläche aufgrund der höheren Rei-
henabstände und geringerer installierter Leistung oft niedriger als im Falle herkömmlicher Frei-
flächen-Photovoltaikanlagen. Dabei ist die landwirtschaftliche Bearbeitung im Vergleich zu ei-
nem Feld ohne Agri-PV erschwert. Somit sind bei erhöhten Investitionskosten geringere Stro-
merträge und eine erschwerte Bearbeitung der Anbauflächen zu erwarten.2 

Weitere Nachteile von Agri-PV-Anlagen bestehen auf Grund ihrer Lage innerhalb landwirt-
schaftlich bearbeiteter Flächen durch eine hohe Verschmutzung der Module durch Staubent-
wicklung bei Bodenbearbeitung und Ernte, was insbesondere bei längeren Schönwetterperio-
den zu teilweise hohen Mindererträgen bei der Stromproduktion führen kann. 3 

 
2 Quelle: Technologie- und Förderzentrum im Kompetenzzentrum für Nachwachsende Rohstoffe (TFZ), Straubing: Agri-Photo-

voltaik – Stand und offene Fragen, Berichte aus dem TFZ 73, Mai 2021 
3 dto. 
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Ebenso führen Agri-PV-Anlagen durch die erforderliche bauliche Höhe und eine oft „hallenar-
tige“ Wahrnehmung zu einer wesentlich größeren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes, 
wohingegen sich herkömmliche Freiflächenanlagen durch entsprechende Eingrünungen meist 
problemlos in das Landschaftsbild integrieren lassen. 4 

Stehende Agri-PV-Anlagen mit vertikal aufgestellten Solarmodulen haben gegenüber konven-
tionellen Anlagen auf Grund der erforderlichen Abstände zwischen den Modulreihen zudem 
einen bis zu sechsfachen Flächenbedarf. 

9.4 Schwimmende Photovoltaik-Anlagen 

Da innerhalb des Gemeindegebiets von Langgöns keine geeigneten stehenden Gewässer zur 
Verfügung stehen, ist die Errichtung schwimmender Photovoltaik-Anlagen keine Option. 

9.5 Zusammenfassende Bewertung der geprüften Alternativen 

In Gesamtbetrachtung der geprüften Alternativen innerhalb des Gemeindegebietes von Lang-
göns ist festzustellen, dass unter regionalplanerischen und naturschutzfachlichen Gesichts-
punkten sowie unter Berücksichtigung landwirtschaftlicher Belange und Standortfaktoren ge-
eignete Flächen als Standorte für eine Freiflächen-Photovoltaikanlage nur mit Einschränkun-
gen vorhanden sind. 

Flächengleiche Alternativen innerhalb des Gemeindegebietes, die bei gleicher technischer 
Eignung geringere regionalplanerische Restriktionen aufweisen, sind nicht vorzufinden. 

Die Nutzung von Dachflächen zur Erzeugung von Solarstrom, wird seitens der Gemeinde 
Langgöns kontinuierlich verfolgt, kann jedoch hinsichtlich der Erzeugung einer gleichwertigen 
Menge an Solarstrom lediglich als langfristige Perspektive betrachtet werden. 

Der Einsatz von Agri-PV-Anlagen wird auf Grund der im Unterkapitel „Agri-Photovoltaikanla-
gen“ benannten Nachteile durch verminderte Erträge, der erschwerten Bearbeitung darunter-
liegender Anbauflächen sowie durch höhere Eingriffe in den Boden und einer negativeren Be-
einträchtigung des Landschaftsbildes nicht als vorrangige Alternative betrachtet. 

Die alternative Errichtung schwimmender Photovoltaik-Anlagen stellt mangels geeigneter Flä-
chen keine Option dar. 

Unter Berücksichtigung aller vorgenannten Anforderungen an eine Entwicklungsfläche für eine 
Freiflächen-Photovoltaikanlage in der erforderlichen Größenordnung ist die projektierte Fläche 
mangels möglicher Alternativen als die geeignetste Fläche zu betrachten. 

10 Planungsrechtliche Festsetzungen  

10.1 Art der baulichen Nutzung 

Der geplanten Nutzung entsprechend wird für das Plangebiet ein Sonstiges Sondergebiet ge-
mäß § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-Freiflächenanlage“ festgesetzt. 
Zulässig ist im Gebiet nur die Errichtung der stromerzeugenden baulichen Anlagen und der zu 
betrieblichen Zwecken erforderlichen Nebenanlagen. Dazu zählen neben den Solarmodulen 
mit entsprechenden Aufstellvorrichtungen die Nebenanlagen, welche für den betrieblichen 
Zweck der Stromerzeugung und Netzeinspeisung notwendig sind (z.B. Wechselrichter, 

 
4 dto. 
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Transformatoren, Verkabelungen und Leitungen, Zufahrten, Wartungsflächen sowie sonstige 
Betriebsgebäude und Betriebsanlagen).  

Weiterhin zulässig sind Batteriespeicher, die der Freiflächenphotovoltaikanlage dienen und 
dieser untergeordnet sind. Die vorgesehene Leistung der Batteriespeicher (MW) darf die Spit-
zenleistung der Freiflächen-Photovoltaikanlage (MWp) nicht überschreiten. Die Batteriespei-
cher dürfen nur automatisierte Löscheinrichtungen ohne Flüssigkeiten aufweisen.  

10.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird der vorgesehenen Nutzung durch eine Photovoltaikan-
lage und den Orientierungswerte des § 17 BauNVO für Sonstige Sondergebiete entsprechend 
auf eine GRZ von 0,8 begrenzt. Damit kann ein ausreichender Belegungsfaktor in dem Sons-
tigen Sondergebiet erreicht werden. Weiterhin bleibt ausreichend Grundfläche für die Errich-
tung der erforderlichen Nebenanlagen und einem der Anlage dienenden Batteriespeicher. Er-
gänzend zu der maximal zulässigen Grundflächenzahl von 0,8 wird festgesetzt, dass ein Anteil 
von mindestens 97,5 % der überschirmten Grundfläche luft- und wasserdurchlässig zu gestal-
ten sind. Hierdurch ist sichergestellt, dass es nicht zu einer vollständigen Versiegelung der 
zulässigen Grundfläche kommt. Versiegelte Grundfläche entsteht lediglich durch die Ramm-
pfähle der Photovoltaik-Module sowie die genannten Nebenanlagen. Für den Batteriespeicher 
wird dabei eine maximale Grundfläche von 400 m² angesetzt, sowie 50 m² für die erforderli-
chen Trafostationen. Die übrigen 97,5 % der Grundfläche sind lediglich durch die Solarmodule 
überschirmt und sind unversiegelt zu belassen.  

Weiterhin wird die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen mit 3,50 m festgesetzt, um Aus-
wirkungen auf das Landschaftsbild weitestgehend zu minimieren. Dadurch soll die Fernwir-
kung der Anlage verringert werden. Die Höhe definiert sich dabei bei den Solarmodulen über 
den obersten Abschluss, senkrecht zur Geländeoberfläche gemessen. Durch die Festsetzung 
einer Mindesthöhe der baulichen Unterkante der Solarmodule von 0,7 m wird eine extensive 
Nutzung des Plangebietes ermöglicht, weiterhin bleiben hierdurch die Bewegungsräume im 
Plangebiet vorkommender Tierarten erhalten.  

Durch die geplante Errichtung von aufgeständerten Solarmodulen und die Nebenanlagen 
kommt es lediglich zu einer minimalen direkten Bodenversiegelung. Die durch die Solarmodule 
bloße Überschirmung des Bodens hat keinen negativen Einfluss auf dessen Funktionsfähig-
keit. 

Nebenanlagen 
Für den Betrieb und die Nutzung der geplanten Photovoltaik-Anlage ist die Errichtung von 
baulichen Nebenanlagen (Wechselrichter, Trafo- und Übergabestation, etc.) erforderlich. Der 
Standort der Gebäude soll den zukünftigen Nutzungsanforderungen entsprechend variabel 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche ermöglicht werden. Die festgesetzte Grundflä-
chenzahl (GRZ) ermöglicht neben den geplanten Solarmodulen die Errichtung der erforderli-
chen Nebenanlagen und der Anlage dienender Batteriespeicher.  

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung dienen der Minimierung von Eingriffen in 
Natur und Landschaft.  

Art Fläche Anteil GRZ Erreichbare Grundfläche HBA 
      

Sondergebiet SOPV 85.175 m² 99,49 % 0,8  68.140 m² 3,50 m 

Verkehrsfläche bes. Zweckbestimmung 
„landwirtschaftlicher Verkehr“  

436 m² 0,51 % - - -  

Gesamt 85.611 m² 100 % 0,8 68.140 m² 3,50 m 
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Tab. 1: Flächenbilanz 

10.3 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen im Geltungsbereich sind durch Baugrenzen festgesetzt 
und damit eindeutig definiert. Innerhalb dieser Fläche ist eine optimale Geländeausnutzung 
bei Errichtung der Modulreihen möglich.  

Zufahrten, Stellplätze, Betriebswege und Wartungsflächen sind innerhalb und außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche außerhalb der festgesetzten Flächen zulässig, um notwen-
dige Zuwegungen den Nutzungsanforderungen entsprechend anordnen zu können.  

Um die Anlage vor unbefugtem Betreten zu schützen, soll eine Einzäunung entlang der Grenze 
des Geltungsbereichs erfolgen, die Errichtung entsprechender Einfriedungen ist sowohl inner-
halb als auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 

10.4 Verkehrsflächen  

Der im Geltungsbereich liegende landwirtschaftliche Weg wird entsprechend seiner vorhande-
nen Nutzung im Bestand als öffentliche Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung 
„landwirtschaftlicher Verkehr“ festgesetzt.  

Die Festsetzung einer Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „landwirtschaftlicher 
Verkehr“ dient der planungsrechtlichen Sicherung der Erschließung des Plangebietes im Sinne 
eines qualifizierten Bebauungsplans gemäß § 30 Abs. 1 BauGB.  

10.5 Geh- Fahr- und Leitungsrechte 

Im nordöstlichen Bereich des Plangebietes wird ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten 
der GasLINE GmbH & Co. KG gemäß Planeintrag festgesetzt. Im Bereich des Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechts darf es zu keiner Überbauung durch Teile des Solarparks kommen. Das Geh-
, Fahr- und Leitungsrecht wird für den Bereich des 10 m breiten Leitungsschutzstreifens der 
bestehenden Ferngasleitung festgesetzt.  

Der Schutzstreifenbereich der Ferngasleitung muss aus sicherheits- und überwachungstech-
nischen Gründen von Bebauungen oder sonstigen Einwirkungen, die den Bestand bzw. den 
Betrieb der Ferngasleitung beeinträchtigen oder gefährden, freigehalten werden. PV-Module 
bzw. deren Traggerüste / Fundamente sowie zugehörige Bauwerke wie z. B. Trafostationen 
sind außerhalb des Schutzstreifenbereiches der Ferngasleitung vorzusehen. 

10.6 Planungen, Nutzungsregelungen, Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

Folgende Maßnahmen sind innerhalb des Plangebietes aus naturschutzfachlicher Sicht zu er-
greifen:  

• Einsaat der vorhandenen Äcker wie auch Futtergrasflächen mit artenreichem Re-
giosaatgut (z.B. für Solarparks) auf vorhandenen Acker-/ Futtergrasflächen 

• Extensive Grünlandnutzung z.B. durch Schafbeweidung oder extensive Mahd 

• Kein gezielter Dünger-/ Pestizideintrag 

• Anlage einer Benjeshecke bzw. Totholzhaufen an geeigneter Stelle, falls Rodungen 
auf der Vorhabenfläche durchgeführt werden 
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• Zäune sollten einen Bodenabstand von 0,15 m aufweisen, um Wanderungen von Klein-
tieren nicht zu unterbrechen 

• Von einer Rodung von Bäumen und Gehölzen ist während der Brutzeit (01. März - 30. 
Sept.) aus artenschutzrechtlichen Gründen abzusehen. Sofern Rodungen in diesem 
Zeitraum notwendig werden, sind die betroffenen Bereiche zeitnah vor Beginn der 
Maßnahme durch einen Fachgut-achter auf aktuelle Brutvorkommen zu kontrollieren.  

• Zeitliche Begrenzung der Baufeldfreimachung außerhalb der Hauptbrutzeit (Mitte Au-
gust bis Ende Februar) 

• Einsatz von blendarmen Modulen 

10.7 Zulässigkeit der festgesetzten Nutzung 

Durch die Festsetzung einer zeitlichen Befristung der Anlage auf 40 Jahre ist gewährleistet, 
dass nach Betriebsaufgabe die Fläche wieder einer landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt 
werden kann. Die zeitliche Befristung lehnt sich hierbei an die technische Lebensdauer der 
PV-Module an, um im Zuge einer vollständigen Produktionswertschöpfungskette die Module 
erst nach der technischen Lebensdauer dem Recycling zuzuführen und so die Ökobilanz des 
Vorhabens weiter zu steigern. 

11 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen  

11.1 Beschaffenheit und Gestaltung von Stellplätzen 

Zufahrten, Stellplätze, Betriebswege und Wartungsflächen sind mit wasserdurchlässiger Ober-
fläche herzustellen (Schotter, Rasenfugenpflaster, wassergebundene Decke), um Versiege-
lungen im Plangebiet zu vermeiden.  

11.2 Dach- und Fassadengestaltung von Nebenanlagen 

Um die Einfügung in das Landschafsbild zu gewährleisten und die Fernwirkung der Photovol-
taik-Anlage abzumildern, wird festgesetzt, dass Nebenanlagen mit Flachdächern sowie einer 
an die Umgebung angepassten Fassadengestaltung (insbesondere in Form von gedeckten 
Farben) auszubilden sind. 

11.3 Einfriedungen 

Zu Vermeidung einer zu starken Beeinträchtigung des Landschaftsbildes wird festgesetzt, 
dass Einfriedungen als offene Einfriedungen in Form von beispielsweise ummanteltem oder 
feuerverzinktem Stabgitter- oder Maschendrahtzaungeflecht oder als Wildschutzzaun auszu-
führen sind. Offene Einfriedungen sind solche Einfriedungen, die nicht als geschlossene Wand 
ausgebildet sind und auch nicht als solche wirken, z.B. Zäune, Einfriedungen aus Maschen-
draht und dergleichen.  

Weiterhin wird die maximale Höhe zulässiger Einfriedungen festgelegt. Die Höhe der Einfrie-
dung darf maximal 2,50 m betragen. Bezugspunkt ist die Geländeoberkante (GOK).  

Ausgenommen hiervon sind Abschnitte mit ggf. erforderlichen Blendschutzmaßnahmen. 
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12 Verkehr 

Die Anbindung des Plangebietes an das Straßennetz erfolgt über die westlich gelegene Lan-
desstraße L3475 sowie das vorhandene landwirtschaftliche Wegenetz. Aufgrund des geringen 
Verkehrsaufkommens besteht keine Notwendigkeit zusätzlicher Erschließungsstraßen oder 
deren Ausbau. 

Über bestehende landwirtschaftliche Wege sind Zufahrten zu den einzelnen Teilbereichen des 
Solarparks vorgesehen. Damit ist zugleich eine grundsätzliche Zufahrtsmöglichkeit für die Feu-
erwehr und Wartungsarbeiten gegeben.  

13 Ver- und Entsorgung 

Im Plangebiet wird beim Bau sowie beim Betrieb der Photovoltaikanlage kein Trinkwasser be-
nötigt. 

Der Nachweis der gesicherten Löschwasserversorgung erfolgt im Rahmen der Realisierung. 
Sofern keine Bereitstellung des Löschwassers aus dem öffentlichen Trinkwassernetz erfolgen 
kann, sind die erforderlichen Löschwassermengen im Rahmen der Realisierung durch eine 
objektbezogene Bereitstellung von Löschwasser auf den Baugrundstücken nachzuweisen.  

Weder beim Bau noch beim Betrieb der Anlage fällt Schmutzwasser an. Anfallendes Nieder-
schlagswasser kann aufgrund der geplanten Nutzung flächig über die Module ablaufen und 
weiterhin über die belebte Bodenzone direkt in den Untergrund versickern.  

14 Immissionsschutz 

14.1 Lichtimmissionen 

Ergänzung im weiteren Verfahrensablauf  

15 Naturschutz und Landschaftspflege, Grünordnung 

Die Belange des Naturschutzes sowie Grünordnung und Landschaftspflege werden im Um-
weltbericht ausführlich behandelt.  

16 Artenschutz  

Dem Bebauungsplan liegt ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag bei. Innerhalb des Geltungs-
bereiches des vorliegenden Bebauungsplanes konnte lediglich die Goldammer als Reviervo-
gel innerhalb nachgewiesen werden. Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 
Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Erhebliche Störung) 
und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann für 
die Goldammer nach der Prüfung bei Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen ausge-
schlossen werden. Hierbei sind folgende Maßnahmen umzusetzen:  

Von einer Rodung von Bäumen und Gehölzen ist während der Brutzeit (01. März - 30. Sept.) 
aus artenschutzrechtlichen Gründen abzusehen. Sofern Rodungen in diesem Zeitraum not-
wendig werden, sind die betroffenen Bereiche zeitnah vor Beginn der Maßnahme durch einen 
Fachgutachter auf aktuelle Brutvorkommen zu kontrollieren.  

Fledermausgeeignete Fortpflanzungs-/ Ruhequartiere konnten nicht innerhalb des Geltungs-
bereiches nachgewiesen werden.  
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In den Randbereichen angrenzend an die Bahnschienen konnte die Schlingnatter nachgewie-
sen werden. Diese wird allerdings von der Baumaßnahme nicht tangiert (siehe Artenschutz-
rechtlicher Planungsbeitrag).  

Artenschutzrechtlich relevanter Tagfalter/ Widderchen wurden im Plangebiet nicht nachgewie-
sen.  

Aus fachgutachterlicher Sicht stehen der Planung unter Berücksichtigung der vorgeschlage-
nen Maßnahmen keine artenschutzrechtlichen Konflikte entgegen.  

Unter Berücksichtigung aller oben genannten Maßnahmen besteht kein Erfordernis der Zulas-
sung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG 
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